
715 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 
des Bautenausschusses 

über die Regientngsvorlage (625 der Beila- Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
gen): Bundesgesetz über elelc.trisdte Leitungs- wurf unter Berücksichtigu~g gemeinsamer Ab­
anlagen, die sidt auf zwei oder mehrere Bun- änderungs;lnträge der Abgeordneten Dr. Ha u-

'desländer erstrecken (Starkstromwegegesetz se r, Z i n g I e.,: und Dr. va n Ton gel ein-
1967) stimmig angenommen. 

Der gegenständliche Geset:z;entwurf hat eine Nach den vom Ausschuß vorgeschlagenen Ab-
Neukodifikation auf dem Gebiete des Stark- änderungen soll durch entSprechende Korrektu­
strom wegerechtes, soweit hiedurch zwei oder ren bei den §§ 4 Abs. 1 und 2 sowie 11 Abs. 2 
mehrere Bundesländer berührt werden, zum In- lit. b klargestellt werden, daß auch "sonstige \ 
halt. Die bisher geltenden Vorschriften sind zum Interessen nach § 7 Abs. 1" als "öffentliche Inter­
Teil fremdrechtlichen Ursprungs und wurden essen" anzusehen sind, wozu auch die Versorgung 
erst 1945 durch das Rechtsüberleitungsgesetz in der Bevölkerung mit elektrischer Energie durch 
die österreichische Re<htsordnung übernommen .. Eigenkraftanlagen ~ählt. Neben der Festsetzung 
Sie erwiesen sich in der Praxis ~ vielfach als unzu- eines neuen Wirksamkeitsbeginnes wird mit der. 
länglich, insbesondere auch wegen des Fehlens Anfügung eines zweiten Absatzes im § 29 wei­
ausreichender Verfahrens- und Durchführungs- ters vorgeschlagen, die begrenzte Haftung nach 
bestimmungen. §·1 ades ReichshaftpflichtgesetZes, soweit sie bis- , 

Der Bautenausschuß hat die Regierungsvorlage her gegeben ist, beizubehalten. 
in seiner Sitzung vom 16. Jänner 1968 der Vor- Als Ergebnis seine.,: Beratung stellt somit der 
~ratung unterzogen. An der Debatte beteiligten Bautenausschuß den A n.t rag, der Nationalrat 
sich außer dem Berichterstatter die Abgeordneten I 
Zin.gler, Dr. Hauser, Vollmann. wolle dem angesch osseßinen Gesetz- 'j. 

e n t w u r f die verfaS$ungsmä . ge Zustimmung 
W e i k ha r t, Dr. G ru be r, Mi n k 0- erteilen. 
w i t 5 C h, Dr. v a n Ton gel und M 0 s e r 
sowie der Bund~minister für Bauten und Tech­
nik Dr. Kotzina. 

Ing. Hdbkh 
leridu.en~tter 

Wien, am 16. Jänner 1968 
I 

Dr~ b. Co PriDkc 
ObPia,llB 
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2 715 der Beilagen 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
über elektrische Leitungsanlagen, die sich auf 
zwei oder mehrere Bundesländer erstrecken 

(Starkstromwegegesetz 1968) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. A n wen dun g s b e r eie h 

(1) Den Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
unterliegen elektrische Leitungsanlagen für Stark­
strom, die sich auf zwei oder mehrere Bundeslän­
der erstrecken. 

(2) Dieses, Bundesgesetz gilt nicht für elek­
trische Leitungsanlagen für Starkstrom, die sich 
innerhalb des dem Eigentümer dieser elektrischen 
Leitungsanlage gehörenden Geländes' befinden 
oder ausschließlich dem ganzen oder teilweisen 
Betrieb von Eisenbahnen sowie dem Betrieb des 
Bergbaues, der Luftfahrt, der Schiffahrt, den tech­
nischen 'Einrichtungen der Post, der Landesvertei-' 
digung oder Fernmeldezwecken dienen. 

§ 2. Beg riff s b e s ci m m u n gen 

(1) Elektrische Leitungsanlagen im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind elektrische Anlagen (§ 1 
Abs. 2 des Eh:ktrotechnikgesetzes vom 17. März 
1965, BGBI., Nr. 57), die der Fortleitung elektri­
scher Energie dienen; hiezu zählen insbesondere 
auch Umspann-, Umform- und Schaltanlagen. 

(2) Elektrische Leitungsanlagen für Stark­
strom, die sich auf zwei oder mehrere Bundeslän­
der erstrecken, sind solche, die auf dem Weg von 
der Stromerzeugungsstelle oder dem Anschluß an 
eine bereits bestehende, elektrische Leitungsanlage 
bis zu den Verbrauchs- oder Speisepunkten, bei 
denen sie nach dem Projekt enden, die gemein­
same Grenze zweier Bundesländer überqueren. 

(3) Starkstrom im Sinne dieses Bundesgesetzes 
ist elektrischer Strom mit einer Spannung über 
42 Volt oder einer Leistung von mehr als 
100 Watt. 

§ 3. Be w i) 1 i gun gel e k tri s ehe r, 
Leitungsanlagen 

(1) Die Errichtung und Inbetriebnahme von 
elektrischen Leitungsanlagen bedarf nach Maß­
gabe der folgenden Bestimmungen der Bewilli­
gung durch die Behörde. Das gleidte gilt für ~n-

derungen und Erweiterungen elektrischer Lei­
tungsanlagen, soweit diese über den Rahmen der 
hiefür erteilten Bewilligung hinausgehen. 

(2) Ausgenommen von der Bewilligungspflicht 
sind elektrische Leitungsanlagen bis 1000 Volt 
und unabhängig von der Betriebsspannung zu 
Eigenkraftanlagen gehörige elektrische Leitungs­
anlagen, sofern hiefür keine Zwang$rechte gemäß 
§§ 11 oder 18 in Anspruch genommen werden. 

§ 4. Vor p r ü fun g s v e rf a h ren 

(1) Die Behörde kann über Antrag oder von 
Amts wegen ein Vorprüfungsverfahren anordnen, 
wenn ein Ansuchen um Bewilligung der Inan­
spruchnahme fremden Gutes zur Vornahme von 
Vorarbeiten (§ 5) oder um Bewilligung zur Er­
richtung und Inbetriebnahme elektrischer Lei­
tungsanlagen (§ 6) vorliegt und zu befürchten ist, 
daß durch diese elektrischen Leitungsanlagen 
öffentliche Interessen nach § 7 Abs. 1 wesent­
lich beeinträchtigt werden. In diesem sind der Be­
hörde durch den Bewilligungswerber über Auf­
forderung folgende Unterlagen vorzulegen: 

a) ein Bericht über die technische Konzeption 
der geplanten Leitungsanlage, 

b) ein übersichtsplan im Maf~sta~ 1 :50.000 
mit der vorläufig beabsichtigten Trasse una 
den, offenkundig berührten, öffentlichen 
Interessen dienenden Anlagen. 

(2) Im Rahmen eines Vorprüfungsverfahrens 
sind sämtliche Behörden und öffentlich-rechtliche 
Körperschaften, TVelche die durch die geplante 
elektrische Leitungsanlage berührten öffentlichen 
Interessen (§ 7 Abs. 1) vertreten, zu hören. 

(3) Nach Abschluß des V6;prüfungsverfahren:s 
ist mit Bescheid festzustellen, ob und unter wel­
chen Bedingungen die geplante elektrische Lei­
tungsanlage den berührten öffentlichen Interessen 
nicht widerspricht. 

§ 5. Vor a r bei t e n 

(1) Auf Ansuchen ist für eine,von der Behörde 
festzusetzende Frist die Inanspruchnahme frem­
den Gutes zur Vornahme von Vorarbeiten für 
die Errichtung einer elektrischen Leitungsanlage 
durch Bescheid der Behörde unter Berücksichti­
gung etwaiger Belange der Landesverteidigung zu 
bewilligen. Diese Frist kann verlängert werden, 
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715 der Beilagen 3 

wenn die Vorbereitung des Bauentwurfes dies er­
fordert und vor Ablauf der Frist darum ange­
sucht wird. 

(2) Diese Bewilligung gibt das Recht, fremde 
Grundstücke zu betreten und auf ihnen die zur 
Vorbereitung des Bauentwurfes erforderlichen 
Bodenuntersuchungen und sonstigen technischen 
Arbeiten mit tunlichster Schonung und Ermög­
lichung des bestimmungsgemäßen Gebrauches der 
betroffenen Grundstücke vorzunehmen. 

(3) Die" Bewilligung ist von der Behörde in der 
Gemeinde, in deren Bereich Vorarbeiten durch­
geführt werden sollen, spätestens eine Woche vor 
Aufnahme der Vorarbeiten durch Anschlag kund­
zumachen. Eine übersichtskarte mit der vorläu': 
ng beabsichtigten Trassenführung ist zur allge­
meinen Einsichtnahme im Gemeindeamt aufzu­
legen. 

(4) Der zur Vornahme von Vorarbeiten Be­
rechtigte hat den Grundstückseigentümer und die 
an den Grundstücken dinglich Berechtigten für 
alle mit den Vorarbeiten unmittelbar verbun­
denen Beschränkungen ihrer zum Zeitpunkt der 
Bewilligung ausgeübten Rechte angemessen zu 
entschädigen. Für das Verfahren gilt § 20 lit. a 
bis d sinngemäß. 

§ 6. Bewilligungsansuchen 

(1) Wer eine elektrische Leitungsanlage errich­
ten und in Betrieb nehmen sowie 1\nderungen 
oder Erweiterungen nach § 3 vornehmen will, hat 
bei der Behörde um eine Bewilligung anzusuChen. 

(2) Dem Ansuchen sind folgende Beilagen an­
zuschließen: 

a) ein technischer Bericht mit Angaben über 
Zweck, Umfang, Betriebsweise und tech­
nische Ausführungen der geplanten elek­
trischen Leitungsanlage; 

b) eine Kopie der Katastralmappe, aus wel­
cher die Trassenführung und die betroffe­
nen Grundstücke mit ihren Parzellennum­
mern ersichtlich sind; 

c) ein Verzeichnis der betroffenen Grund­
stücke mit Katastral- und Grundbuchsbe­
zeichnung, Namen und Anschriften der 
Eigentümer sowie des beanspruchten öffent­
lichen Gutes 'unter Angabe der zuständigen 
Verwaltungen; 

d) für den Fall, daß voraussichtlich Zwangs­
rechte gemäß §§ 11 oder 18 in Anspruch ge­
nommen werden, überdies ein Verzeichnis 
der davon betroffenen Grundstücke und 
zusätzlich Namen und Anschriften der son­
stigen dinglich Bereehtigten mit Ausnahme 
der Hypothekargläubiger; 

e) ein Verzeichnis der offenkundig berührten 
fremden Anlagen mit Namen und An­
schriften der Eigentümer oder der zustän­
digen Verwaltungen~ 

(3) Die Behörde kann bei Ansuchen. um 1\n­
derungen oder Erweiterungen gemäß Abs. 1 von 
der Beibringung einzelner in Abs. 2 angeführter 
Angaben und Unterlagen absehen, sofern diese 
für das BewiUigungsverfahren nicht erforderlich 
sind. 

(4) Soll in der technischen Ausführung der ge­
planten elektrischen Leitungsanlage von den Vor­
sehriften über die Normalisierung und Typisie­
rung elektrischer Anlagen (S 2 des Elektrotech­
nikgesetzes) oder von den allgemeinverbindlichen 
elektrotechnischen Sicherheitsvorschriften (S 3 des 
Elektrotechnikgesetzes) abgewichen werden, so ist 
dem Bewilligungsansuehen ein technisch begrün­
detes Ansuchen um Ausnahmebewilligung für 
die geplanten Abweichungen beizufügen. 

§ 7. Bau - und B e tr i e b s b e will i gun g 

(1) Die Behörde hat die Bau- und Betriebs­
bewilligung zu erteilen, wenn die elektrische Lei­
tungsanlage dem öffentlichen Interesse an der 
Versorgung der Bevölkerung oder eines Teiles 
derselben mit elektrischer Energie nicht wider­
spricht. In dieser Bewilligung hat die Behörde 
durdl Auflagen zu bewirken, daß die elektrischen 
Leitungsanlagen diesen Voraussetzungen entspre­
chen. Dabei hat eine Abstimmung mit den be­
reits vorhandenen oder bewilligten anderen 
Energieversorgungseinrichtungen und mit den 
Erfordernissen der Landeskultur, des Forst­
wesens, der Wildbach- und Lawinenverbauung. 
der Raumplanung, des Natur- und Denkmal­
schutzes, der Wasserwirtschaft und des Wasser­
rechtes, des öffentlichen Verkehrs, der sonstigen 
öffentliehen Versorgung, der Landesverteidigung, 
der Sieherheit des Luftraumes und des Dienstneh­
merschutzes zu erfolgen. Die zur Wahrung dieser 
Interessen berufenen Behörden und öffentlich­
rechtliehen Körperschaften sind im Ermittlungs­
verfahren zu hören. 

(2) Die Behörde kann bei Auflagen, deren Ein­
haltung aus Sieherheitsgründen vor Inbetrieb­
nahme einer überprüfung bedarf, zunächst nut 
die Baubewilligung erteilen und sich die Erteilung 
der Betriebsbewilligung vorbehalten. 

§ 8.Baubeginn 

Unbeschadet einer im Bewilligungsbesmeid 
auferlegten Verpflichtung zur Verständigung von 
der Inangriffnahme von Bauarbeiten ist der vor­
aussichtliche Beginn der Bauarbeiten spätestens 
eine Woehe vorher vom Inhaber der Baubewilli­
gung durch Anschlag, in d,er Gemeinde kundzu­
machen. 

§ 9. B e tri e b s beg i n nun d 
Betriebsende 

(1) Der Bewilligungsinhaber hat die Fertigstel­
lung der elektrischen ~itungsanlage oder ihrer 
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4 715 der Beilagen 

wesentlichen Teile der Behörde anzuzeigen. Wenn 
die Betriebsbewilligung bereits erteilt wurde (§ 7 
Abs. 1), ist er nach der Anzeige über die Fertig­
stellung berechtigt, mit dem regelmäßigen Betrieb 
zu beginnen. 

(2) Wurde die Erteilung der Betriebsbewilli­
gung vorbehalten (§ 7 Abs. 2), ist nach der Fertig­
stellungsanzeige die sofortige Aufnahme des 
regelmäßigen Betriebes zu bewilligen, sofem die 
Auflagen der Baubewilligung erfüllt wurden. 

(3) Sofern .vor Erteilung der Betriebsbewilli­
gung (Abs. 2) eine mündliche Verhandlung statt­
findet, sind hiezu der Inhaber der Baubewilligung 
und Sachverständige zu laden. 

(4) Der Bewilligungsinhaber hat die dauemde 
Außerbetriebnahme einer bewilligten elektrischen 
Leitungsanlage der Behörde anzuzeigen. 

§ 10. E r1 öse h end erB e will i gun g 

(1) Die .Baubewilligung erlischt, wenn 
a) mit dem Bau nicht innerhalb von drei Jah­

ren ab Rechtskraft der Baubewilligung be­
gonnen wird oder 

b) die Fertigstellungsanzeige (§ 9 Abs. 1) nicht 
innerhalb von fünf Jahren ab Rechtskraft 
der Baubewilligung erfolgt. 

(2) Die Betriebsbewilligung erlischt, wenn 
a) ·der regelmäßige Betrieb nicht innerhalb 

eines Jahres ab Fertigstellungsanzeige, in 
den Fällen der Erteilung einer Betriebs­
bewilligung gemäß § 9 Abs. 2 ab Rechts-
kraft derselben, aufgenommen wird, . 

b) der Bewilligungsinhal:>er anzeigt, daß die 
elektrische Leitungsanlage dauernd außer 
Betrieb genommen wird, oder . 

c) der Betrieb der elektrischen Leitungsanlage 
nach Feststellung der Behörde unbegründet 
durch mehr als drei Jahre unterbrochen 
wurde. 

(3) Die Fristen nach Abs. 1 und Abs. 2 lit. a 
können von der Behörde verlängert werden, 
wenn die Planungs- oder Bauarbeiten dies erfor­
dern und darum vor Fristablauf angesucht wird. 

(4) Nach Erlöschen der Bau- oder Betriebsbe­
willigung hat der letzte Bewilligungsinhaber die 
elektrische Leitungsanlage über nachweisliche 
Aufforderung des Grundstückseigentümers um­
gehend abzutragen und den früheren Zustand 
nach Möglichkeit wiederherzustellen, es sei denn, 
daß dies durch privatrechtliche Vereinbarungen 
über das Belassen der elektrischen Leitungsanlage 
ausgeschlossen wurde. Hiebei ist mit tunlichster 
Schonung und Ermöglichung des bestimmulr1gs­
gemäßen Gebrauches der betroffenen Grund­
stücke vorzugehen. 

§ 11. Lei tun g s r e c h t e 

(1) Jedem, der eine elektrische Leitungsanlage 
betreiben will, sind von der Behörde auf Antrag 

an Grundstücken einschließlich der Privatgewäs­
ser, der öffentlichen Straßen und 'Wege sowie des 
sonstigen öffentlichen Gutes ~eitungsrechte einzu­
räumen, wenn und soweit dies durch die Bewil­
ligung der Errichtung, Änderung oder Erwei­
terung einer elektrischen Leitungsanlage notwen­
dig wird. 

(2) Dem Antrag ist nicht zu entsprechen, wenn 
a) der dauernde Bestand der elektrischen Lei­

tungsanlage an einem bestimmten Ort aus 
zwingenden technischen Gründen oder mit 
Rücksicht auf die unverhältnismäßigen 
Kosten ihrer Verlegung die Enteignung er-
fordert (§ 18), . 

b) ihm öffentliche Interessen (§ 7 Abs. 1) 
entgegenstehen oder 

c) über die Grundbenützung schon privat­
rechtliche Vereinbarungen vorliegen. 

§ 12. I n hai t der Lei tun g s r e c h te 

. (1) Die Leitungsrechte umfassen das Recht 
a) auf Errichtung und Erhaltung sowie auf Be­

trieb von Leitungsstützpunkten, Schalt­
und Umspannanlagen, sonstigen Leitungs­
objekten und anderem Zubehör, 

b) auf Führung mit Erhaltung sowie auf Be­
trieb von Leitungsanlagen im Luftraum 
oder unter der Erde, 

c) auf. Ausästung, worunter auch die. Beseiti­
gung von hinderlichen Baumpflanzungen 
und das Fällen einzelner Bäume zu verste­
hen ist, sowie auf Vornahme von Durch- . 
schlägen durch Waldungen, wenn sich keine 
andere wirtschaftliche Möglichkeit der Lei:.. 
tungsführung ergibt und die Erhaltung und 
forstgemäße Bewirtschaftung des Waldes 
dadurch nicht gefährdet wird, 

d) auf den Zugang und die Zufahrt vom 
öffentlichen Wegenetz zu der auf einem 
Grundstück ausgeführten Anlage. 

(2) Der Inhalt des jeweiligen Leitungsrechts er­
gibt sich aus dem Bewilligungsbescheid. 

§ 13. Aus äst u n gun d Dur eh sc h I ä g e 

(1) Die Ausästung und Durchschläge (§ 12 
Abs; 1 lit. c) können nur in dem für die Errich­
tung und Instandhaltung der elektrischen Lei­
tungsanlagen und zur Verhinderung von Be­
triebsstörungen unumgänglich notwendigen Um­
fang beansprucht werden. 

(2) Der Leitungsberechtigte hat vorerst den 
durch das Leitungsrecht Belasteten nachweislich 
aufzufordern, die Ausästungen oder Durchschläge 
vorzunehmen; gleiChzeitig hat er den Belasteten 
auf allenfalls zu beachtende elektrotechnische 
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Sicherheitsvorschriften hinzuweisen. Besteht Ge­
fahr im Verzuge oder kommt der Belastete der 
Aufforderung innerhalb eines Monats nach Emp­
fang nicht nach, so kann der Leitungsberechtigte 
nach vorheriger Anzeige an diesen Belasteten 
selbst die Ausästung oder den Durchschlag vor­
nehmen. Einschlägige forstrechtliche Bestimmun­
gen sind dabei zu berücksichtigen. 

(3) Die Kosten der Ausästung und der Vor­
nahme von Durchschlägen sind vom Leitungsbe­
rechtigten zu tragen, es sei denn, daß sie bei der 
Einräumung des Leitungsrechts bereits entspre­
chend abgegolten wurden. 

§ 14. Aus ü b u n g der Lei tun g s r e eh t e 

(1) Bei der Ausübung von Leitungsrechten ist 
mit tunlichster Schonung der benützten Grund­
stücke und der Rechte Dritter vorzugehen. Ins­
besondere hat der Leitungsberechtigte während 
der Ausführung der Arbei~en auf seine Kosten 
für die tunlichste Ermöglichung. des widmungsge­
mäßen Gebrauchs des benutzten Grundstückes 
zu sorgen. Nach Beendigung der Arbeiten hat er 
einen Zustand herzustellen, der keinen Anlaß zu 
begründeten Beschwerden gibt. In Streitfällen 
entscheidet die Behörde. 

(2) Ourch die Leitungsrechte darf der wid­
mungsgemäße Gebrauch der zu benutzenden 
Grundstücke nur unwesentlich behindert werden. 
Die Behörde hat auf Antrag des durch das Lei­
tungsrecht Belasteten dem Leitungsberechtigten 
die Leitungsrechte zu entziehen,· wenn dieser Be­
lastete nachweist, daß die auf seinein Grundstück 
befindlichen elektrischen Leitungsanlagen oder 
Teile derselben die von ihm beabsichtigte zweck­
mäßige Nutzung des Grundstückes entweder er­
heblich erschweren oder überhaupt unmöglich 
machen. 

(3) Sofern die für die Entziehung des Leitungs­
rechts geltend gemachte Benützung nicht inner­
halb von achtzehn Monaten ab Rechtskraft des 
Entziehungsbescheides erfolgt, ist dem bisherigen 
Leitungsberechtigten vom bisherigen durch das 
Leitungsrecht Belasteten für den erlittenen Scha­
den Vergütung zu leisten. § 5 Abs. 4 gilt sinn­
gemäß. 

§ 15. Aus wir k u n g der Lei tun g s­
rechte 

(1) Die Leitungsrechte gehen samt den mit 
ihnen verbundenen Verpflichtungen auf jeden Er­
werber der elektrischen Leitungsanlage, für die sie 
eingeräumt worden sind, über. 

(2) Sie sind gegen jeden Eigentümer des in An­
spruch genommenen Grundstücks und sonstige 
hieran dinglich Berechtigte wirksam. Auch steht 

ein Wechsel eines Eigentüniers oder sonstigen 
dinglich Berechtigten nach ordnungsgemäßer 
Ladung zur mündlichen Verhandlung der Wirk­
samkeit des ein Leitungsrecht einräumenden Be­
scheides nicht im Wege. 

(3) Die Leitungsrechte bilden keinen Gegen­
stand grundbücherlicher Eintragung. Sie können 
weder durch Ersitzung erworben noch durch Ver­
jährung aufgehoben werden. Die Leitungsrechte 
verlieren ihre Wirksamkeit gleichzeitig mit dem 
Erlöschen der Bewilligung der elektrischen Lei­
tungsanlage. 

§ 16. Ein r ä u m u n g von Lei tun g s­
rechten 

(1) . In den Anträgen auf behördliche Einräu­
mung von Leitungsrechten sind die betroffenen 
Grundstücke mit ihrer Katastral- und Grund~ 
buchsbezeichnung sowie deren Eigentümer und 
sonstige dinglich Berechtigte mit Ausnahme der 
Hypothekargläubiger nebst Inhalt(§ 12) der be­
anspruchten Rechte anzuführen. 

(2) Leitungsrechte (§ 11) sind durch Bescheid 
einzuräumen. 

(3) Anträge gemäß Abs. 1 können auch nach 
Einbringung des Ansuchens um Bewilligung der 
elektrischen Leitungsanlage (§ 6) gestellt werden. 

§ 17. E n t s c h ä d i gun g für die Ei n­
räumung von Leitungsrechten 

Der Leitungsberechtigte hat den Grund­
stückseigentümer und die an den Grundstücken 
dinglich Berechtigten für alle mit dem Bau, der 
Erhaltung, dem Betrieb, der ~nderung und der 
Beseitigung der elektrischen Leitungsanlagen un­
mittelbar verbundenen Beschränkungen ihrer 
zum Zeitpunkt der Bewilligung ausgeübten 
Rechte angemessen zu entschädigen. Für das Ver­
fahren gilt § 20 lit. abis d sinngemäß. 

§ 18. E n t e i gnu n g 

Wenn der dauernde Bestand der elektrischen 
Leitungsanlage an einem bestimmten Ort aus 
zwingenden technischen Gründen oder mit Rück­
sicht auf die unverhältnismäßigen Kosten ihrer 
Verlegung die Enteignung erfordert, sodaß mit 
den Leitungsrechten nach §§ 11 ff. das Auslangen 
nicht gefunden werden kann, ist von der Behörde 
über Antrag die Enteignung für elektrische Lei­
tungsanlagen . samt Zubehör einschließlich der 
Umspann-, Umform- und Schaltanlagen auszu­
sprechen. 

§ 19. G e gen s t a n d der E n t e i gnu n.g 

(1) Die Enteignung umfaßt: 
a) die Bestellung von Dienstbarkeiten an un-

beweglichen Sachen, . 
b) die AbtretUng von Eigentum an Grund­

stücken, 

715 der Beilagen XI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 5 von 8

www.parlament.gv.at



\ 

6 715 der Beilagen 

c) die Abtretung, Einschränkung oder Auf­
hebung anderer dinglicher Rechte an un­
beweglichen Sachen und solcher Rechte, 
deren Ausübung an einen bestimmten Ort 
gebunden ist. 

(2) Von Abs. 1 lit. b darf nur Gebrauch ge­
macht werden, wenn die übrigen in Abs. 1 ange­
führten Maßnahmen nicht ausreichen. 

(3) Der Enteignungsgegner kann im Zuge eines 
Enteignungsverfahrens die Einlösung der durch 
Dienstbarkeiten oder andere dingliche Rechte ge­
mäß Abs. 1 in Anspruch zu nehmenden unver­
bauten Grundstüdte oder Teile von solchenge­
gen Entschädigung verlangen, wenn diese durch 
diese Belastung die zwedtmäßige Benützbarkeit 
verlieren würden. Würde durch die Enteignung 
eines Grundstückteiles dieses Grundstüdt für den 
Eigentümer die zweckmäßige Benutzbarkeit ver­
lieren, so ist auf dessen Verlangen das ganze 
Grundstück einzulösen. 

§ 20. Durchführung von Enteig­
nungen 

Auf das Enteignungsverfahren und die behörd­
liche Ermittlung der Entschädigung sind die Be­
stimmungen des. Eisenbahnenenteignungsgesetzes 
1954, BGBl. Nr. 71, sinngemäß mit nachstehen­
den Abweichungen anzuwenden: 

a) über den Inhalt, den Gegenstand und den 
Umfang der Enteignung sowie über die 
Entschädigung entscheidet. die Behörde. 

b) Die Höhe der Entschädigung ist auf Grund 
der Schätzung wenig~tens eines beeideten 
Sachverständigen im Enteignungsbescheid 
oder in einem gesonderten Bescheid zu be­
stimmen; im letzteren Fall ist ohne weitere 
Erhebungen im Enteignungsbescheid ein 
vorläufiger Sicherstellungsbetrag festzu­
legen. 

c) Jede der beiden Parteien kann binnen drei 
Monaten ab Erlassung des die Entschädi­
gung bestimmenden Bescheides (lit. b) die 
Feststellung des Entschädigungsbetrages bei 
jenem Bezirksgericht begehren, in dessen 
Sprengel sich der Gegenstand der Enteig­
. nung befindet. Der Bescheid der Behörde 
tritt hinsichtlich des Ausspruchs über die 
Entschädigung mit Anrufung des Gerich­
tes außer Kraft. Der Antrag an das Gericht 
auf Feststellung der Entschädigung kann 
nur mit Zustimmung des Antraggegners 
zurüdtgezogen werden. 

d) Ein erlassener Enteignungsbesdteidist erst 
vollstreckbar, sobald der im Enteignungs­
bescheid oder in einem gesonderten Be­
scheid bestimmte Entschädigungsbetrag 
oder der im Enteignungsbescheid festge­
legte vorläufige Sicherstellungsbetrag (1it. b) 
gerichtlich hinterlegt oder an den Enteig­
neten ausbezahlt ist. 

e) Auf Antrag des Enteigneten kann an die 
Stelle einer Geldentschädigung eine Ent­
schädigung in Form einer gleichartigen und 
. gleichwertigen .Naturalleistung treten, 
wenn diese dem Enteignungswerber unter 
Abwägung des Einzelfalles wirtschaftlich 
zugemutet werden kann. Hierüber ent­
scheidet die Behörde in einem gesonderten 
Bescheid gemäß lit. b. 

f) Die Einleitung eines Enteignungsverfah­
rens, das sich auf verbücherte liegenschaf­
ten oder verbücherte Rechte bezieht, ist 
durch die Behörde dem zuständigen Grund­
buchsgericht bekanntzugeben. Das Grund­
buchsgericht hat die Einleitung des Ent­
eignungsverfahrens anzumerken. Die An­
merkung hat Z'llcr Folge, daß der Enteig­
nungsbescheid gegen jedermann rechtswirk­
sam wird, zu dessen Gunsten im Range 
nach der Anmerkung ein bücherliches Recht 
eingetragen wird. Auf Grund eines rechts­
kräftigen Bescheides, mit dem das Ent­
eignungsverfahrengap.z oder hinsichtlich 
der in Anspruch genommenen Liegenschaft 
oder hinsichtlich des verbücherten Rechtes 
eingestellt wurde, ist die Anmerkung je­
doch zu· löschen. Die Behörde hat das 
Grundbuchsgericht von der Einstellung des 
Enteignungsverfahrens zu verstän4igen. 

g) Vom Erlöschen der elektrizitätsrechtlichen 
Bewilligung einer elektrischen Leitungs­
anlage (§ 10) ist der Eigentümer des bela­
steten Gutes zu verständigen. ,Er kann die 
ausdrückliche Aufhebung der für diese Lei­
tungsanlage im Wege der Enteignung ein­
geräumten Dienstbarkeitenbei der Behörde 
beantragen. Die Behörde hat über seinen 
Antrag die für die elektrische Leitungsan­
lage im Enteignungswege eingeräumten 
Dienstbarkeiten unter Vorschreibung einer 
der geleisteten Entschädigung angemes­
senen Rückvergütung durch Bescheid auf­
zuheben. 

h) Hat zufolge eines Enteignungsbescheides die 
übertragung des Eigentums an einem 
Grundstück für Zwedte einer elektrischen 
Leitungsanlage stattgefunden, so hat die Be­
hörde über binnen einem Jahr ab Abtra­
gung der elektrischen Leitungsanlage ge­
stellten Antrag des früheren Eigentümen 
oder seines Rechtsnachfolgers zu dessen 
Gunsten die Rückübereignung gegen ange­
messene Entschädigung auszusprechen. Für 
die Feststellung dieser Entschädigung gilt 
lit. c. 

S 21. Sc h ade n e r s atz 

Der zur Vornahme von Vorarbeiten Berech­
tigte (§ 5) sowie der zum Bau und zum Betrieb 
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einer . elektrischen Leitungsanlage Berechtigte 
(§§ 7 und 11) haben dem Grundstückseigentümer 
sowie den an den Grundstücken dinglich Berech­
tigten für alle Schäden Schadenersatz zu leisten, 
die ihnen bei Vorarbeiten sowie bei dem Bau, 
der Erhaltung, dem Betrieb, der ~nderung und 
der Beseitigung der elektrischen Leitungsanlage 
an den Grundstücken oder den siCh darauf bezie­
henden dinglichen Rechten erwachsen, es sei 
denn, daß der Schaden vom Geschädigten schuld­
haft verursacht worden ist. Der Schadenersatz ist 
im ordentlichen Rechtsweg geltend zu machen. 

§ 22. Zug e hör i g k e i tel e k tri s ehe r 
Leitungsanlagen 

(1) Elektrische Leitungsanlagen fallen dadurch, 
daß sie mit einer unbeweglichen Sache in Verbin­
dung gebracht werden (§ 297 ABGB.), nicht in 
das Eigentum des Grundstückseigentümers. 

(2) Auf diese Anlagen und das zur Instandhal­
tung und zum Betrieb derselben gehörende Ma­
terial findet eine abgesonderte Exekution nicht 
statt. 

(3) Leitungsrechte und verbücherte Dienstbar­
keiten sind im Falle einer Zwangsversteigerung 
des belasteten Gutes vom Ersteher ohne Anrech­
nung auf das Meistbot zu übernehmen. 

§ 23. G run d b u c h s r e c h t I ich e r 
Urkundencharakter der Bescheide 

(1) Die im Zuge eines elektrizitätsrechtlichen 
Verfahrens getroffenen übereinkommen sind von 
der Behörde zu beurkunden. 

(2) Die auf Grund dieses Bundesgesetzes vorge­
nommenen Beurkundungen (Abs.l) und erlas­
senen Bescheide sind Urkunden im Sinne des 
§ 33 Abs. 1 l"it. d des Allgemeinen Grundbuchs­
gesetzes 1955, BGBI. Nr. 39. Hängt nach einem 
solchen Bescheid die Erwerbung oder die Be­
lastung, Beschränkung oder Aufhebung eines 
bücherlichen Rechtes von dem Eintritt bestimm­
ter Voraussetzungen ab, so hat die Behörde auf 
Antrag auszusprechen, ob diese Voraussetzungen 
gegeben sind. Der Ausspruch ist für das Gericht 
bindend. 

§ 24. B e hör d e 

Behörde im Sinne dieses Bundesgesetzes ist -
soweit § 25 nichts anderes bestimmt - das Bun­
desministerium für Bauten und Technik. 

§ 25. Dei e g i e run g 

Das Bundesministerium für Bauten und Tech­
nik kann im Einzelfall die örtlich zuständigen 
Landeshauptmänner zur Vornahme von Amts­
handlungen, insbesondere auch zur Erlassung von 
Bescheiden, ganz oder zum Teil ermächtigen, so­
fern dies im Interesse der ZweckmäßIgkeit, 

Raschheit, Einfachheit und Koste~ersparnis ge­
legen ist. Die Landeshauptmänner treten für den 
betreffenden Fall vollständig an die Stene des 
Bundesministeriums für Bauten und Technik.' 

§ 26. S t r a f be s tim m u n gen 

(1) Wer vorsätzlich oder grobfalirlässig der 1» 
stimmung des § 3 zuwiderhandelt, begeht,sofem 
die Tat nicht nach. anderen Vorschriften eiDer 
strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungs­
übertretUng. Diese ist von der BezirksVerwal­
tungsbehörde mit einer Geldstrafe bis S 30.000'­
oder mit Arrest bis 'zu sechs Wochen zu ahnden. 

(2) Wer vorsätzlich oder grobfahrlässig den Be­
stimmungen der §§ 8 und 9 Abs.1 und 4 sowie 
des auf Grund des § 7 ergangenen Bescheides zu­
widerhandelt, bege,ht, sofern die Tat llicht nach 
anderen Vorschriften einer strengeren Strafe un­
terliegt, eine Verwaltungsübertretung~ Diese ist 
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 
Geldstrafe bis zuS 10.000'- oder mitArrest bis 
zu zwei Wochen zu ahnden. 

(3) Wurde eine elektrische Leitungsanlage, 
deren Errichtung, ~nderung oder Erweiterung 
hewilligungspflichtig ist, ohne Bewilligung errich:­
tet, geändert oder erweitert, so beginnt die Ver­
jährung erst nach Beseitigung des gesetzwidrigen 
Zustandes. 

§ 27. Wie der her s tell u n g des 
gesetzmäßigen Zustandes 

Unabhängig von Bestrafung und Schadenersatz­
pflicht ist derjenige, der die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes übertreten hat, von der Behörde 
zu verhalten, den gesetzmäßigen Zustand binnen 
angemessener Frist wiederherzustellen. 

§ 28. übe r g a n g s b e s t i mm u n gen 

(1) Nach den bisher geltenden gesetzlichen Be­
stimmungen rechtmäßig bestehende elektrische 
Leitungsanlagen werden durch die Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes nicht berührt. 

(2) Die nach den früheren gesetzlichen Bestim­
mungen erworbenen Rechte für diese Leitungs­
anlagen bleiben ebenso wie die damit verbun­
denen Verpflichtungen aufrecht. 

(3) Am Tage des Inkrafttretens dieses Bundes­
gesetzes anhängige Verfahren sind nach den bis­
her geltenden Bestimmungen zu beenden. 

(4) § 22 gilt auch für bei Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes bereits bestehende elektrische Lei­
tungsanlagen und bereits eingeräumte Leitungs­
rechte und verbücherte Dienstbarkeiten. 

§ 29. S chi u ß be s tim m u n gen 

(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
treten am 1. März 1968 in Kraft. Gleichzeitig da-
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mit treten unbeschadet des § 28 alle bisherigen 
Bestimmungen, welche in 'diesem Bundesgesetz be­
handelte Angelegenheiten des Starkstromwege­
rechtes regeln, außer Kraft, und zwar insbeson ... 
dere 

a) das Gesetz zur Förderung der Energiewirt­
smaft VOm 13. Dezember 1935, Gnl. f. d. 
L. ö, Nr. 156/1939, 

b) die dritte Verordnung zur Durmführung 
des Gesetzes zur Förderung der Energie­
wirtsdlaft vom 8. November 1938, GBl. f. 
d. L. Ö. Nr. 156/1939, 

c) die Ausführungsbestimmungen des ReiChs­
wirtsmaftsministeriums zu§ 2 der dritten 
Verordnung zur Durmführung des Energie­
wirtsmaftsgesetzes vom 24. November 
19.38, Reimsanzeiger Nr. 276, 

d) die Verordnung über die Einführung des 
Energiewirtschaftsremtes im Lande öster­
reim vom 26. Jänner 1939, GBl. f. d. L. Ö. 
Nr.156, 

c) die Verordnung über die Vereinfachung des 
Verfahrens nam § 4 des Energiewirtsmafts­
gesetzes vom 27. September 1939, GBl. f. 
d. L. Ö. Nr. 1381, 

f) die H. Veror~ung über die Einführung 
des Energiewirtschaftsrechts in der Ostmark 
vom 17. Jänner 1940, GBl. f. d. L. ö. 
Nr.18, 

g) die Anordnung des Reimswirtschaftsmini­
sters betreffend die Mitteilungspflicht der 
Energieversorgungsunternehmen in den 
Reichsgauen der Ostmark VOm 17. Juni 
1940, Reichsanzeiger Nr. 143, soweit sie 
elektrische Leitungsanlagen für Starkstrom 
betreffen. 

(2) Soweit § 1 ades Reichshaftpflichtgesetzes 
vom 7. Juni 1871, (deutsches) RGBl. S. 207 in 
der Fassung des Eisenbahn- und Kraftfahrzeug­
haftpflichtgesetzes, BGBI. Nr. 48/1959, die 
Haftung anders als § 21 regelt, ~gelten die Be­
stimmungen des Reimshaftpflichtgesetzes. 

§ 30. V 0 11 zug ski aus e 1 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes wird 
das Bundesministerium für Bauten und Temnik 
- hinsichtlich des § 5 Abs. 4, § 17, § 20 lit. c 
und d, § 21, § 23 Abs. 2 sowie § 29 Abs. 2 im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Justiz - betraut. 
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